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Bonn, den 26. Juli 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates (EWG) zur Änderung der Ver- 
ordnung Nr. 143/67/EWG über die Ausgleichsabgabe bei 
der Einfuhr bestimmter pflanzlicher Öle. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 8. Juli 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 


Drude: Budidrudterei R. Madel, 5307 Waditberg- Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn<Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
zur Änderung der Verordnung Nr. 143/67/EWG über die 
Ausgleichsabgabe bei der Einfuhr bestimmter pflanzlicher öle 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 136/66/EWG des 
Rates vom 22. September 1966 über die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für Fette ^), 
zuletzt geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 
2554/70 insbesondere auf Artikel 3 Absatz 6, 

auf Vorschlag der Kommission, 
in Erwägung nachstehender Gründe: 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 1077/71 des 
Rates =^) ist die Verordnung Nr. 143/67/EWG des 
Rates vom 21. Juni 1967 über die Ausgleichsabgabe 
bei der Einfuhr bestimmter pflanzlicher Öle ^) geän- 
dert und ihr Anwendungsbereich auf raffiniertes 
Olivenöl ausgedehnt worden. 

Nach dieser Änderung erweist es sich als notwen- 
dig, die Anpassung weiterer Vorschriften der ge- 
nannten Verordnung Nr. 143/67/EWG vorzuneh- 
men - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

1. Artikel 1 der Verordnung Nr. 143/67/EWG er- 
hält folgende Fassung: 

„Artikel 1 

Die in Artikel 3 Absatz 6 Unterabsätze 2 und 3 
der Verordnung Nr. 136/66/EWG genannte Aus- 
gleichsabgabe kann vorbehaltlich der sonstigen 
in diesen Unterabsätzen festgelegten Bedingun- 
gen bei der Einfuhr von Ölen der Tarifnummer 
15.07 des Gemeinsamen Zolltarifs, ausgenom- 
men anderem als raffiniertem Olivenöl der Ta- 
rifstelle 15.07 A II, festgesetzt werden, wenn die 
Preise dieser öle bei der Einfuhr in die Gemein- 
schaft: 

a) unter den Preisen liegen, die sich für diese 
Erzeugnisse ergeben würden, wenn vom 
Herkunfts- oder Ursprungsland keine Prä- 
mien oder Subventionen bei der Erzeugung, 


Herstellung, Ausfuhr oder Beförderung der 
Öle direkt oder indirekt gewährt würden, 
gleichgültig aus welchem Grunde, in welcher 
Form und auf welche Weise diese Prämien 
oder Subventionen gewährt werden; 

b) auf Grund 

- von Maßnahmen eines Landes, in dem ein 
vollständiges oder fast vollständiges Han- 
delsmonopol besteht und in dem sämt- 
liche Inlandspreise staatlich festgesetzt 
werden, oder 

- von Maßnahmen mit gleicher Wirkung 
wie Prämien oder Subventionen zu den 
Preisen der Erzeugnisse, aus denen sie 
gewonnen werden, in einem anderen Ver- 
hältnis stehen, als sich ohne diese Maß- 
nahmen ergeben würde. 

Bei der Berechnung dieses Verhältnisses werden 
der Wert der Verarbeitungserzeugnisse und die 
Verarbeitungskosten berücksichtigt.'' 

2. Artikel 2 der Verordnung Nr. 143/67/EWG er- 
hält folgende Fassung: 

„Artikel 2 

Als Maßnahmen mit gleicher Wirkung wie Prä- 
mien oder Subventionen gelten insbesondere 
Ausfuhrverbote, Ausfuhrabgaben oder Maßnah- 
men gleicher Wirkung bei Erzeugnissen, aus 
denen das ausgeführte Öl gewonnen wird." 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen 
Gemeinschaften in Kraft. 

Die Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich 
und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 172 
vom 30. September 1966, S. 3025/66 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 275 
vom 19. Dezember 1970, S. 5 

Ji) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 116 
vom 28. Mai 1971, S. 4 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 125 
vom 26. Juni 1967, S. 2463/67. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. Durch die Verordnung (EWG) Nr. 1077/71 des 
Rates ist die Verordnung 143/67/EWG über die 
Ausgleichsabgabe bei der Einfuhr bestimmter 
pflanzlicher öle geändert worden, um ihren An- 
wendungsbereich auf raffiniertes Olivenöl auszu- 
dehnen. 

2. Bei der in Ziffer 1 genannten Änderung wurde 
nicht berücksichtigt, daß die Ausdehnung des 
Anwendungsbereichs der Verordnung 143/67/ 
EWG auf raffiniertes Olivenöl geringfügige An- 
passungen der Vorschriften dieser Verordnung, 
insbesondere hinsichtlich der Merkmale des ge- 
nannten Öles, zur Folge hat. 

3. Dieser Vorschlag verfolgt den Zweck, die Ver- 
ordnung 143/67/EWG in dem in Ziffer 2 ange- 
führten Sinne zu ergänzen. 
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